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Winfried Nachtwei

sehr verbreitet. Es wurde schon darauf hingewiesen, wie
mangelhaft die Strafjustiz noch immer arbeitet, insbe-
sondere bei der Aufarbeitung der Verbrechen, die im
Rahmen der Märzunruhen verübt wurden. Schließlich ist
auch die Situation der Minderheiten weiterhin eine
Schande, obwohl es einzelne Gebiete gibt, Orahovac
zum Beispiel, in denen sie zumindest einigermaßen gut
nebeneinander leben können.

Welche Konsequenzen sind am heutigen Tag zu zie-
hen? Die jüngsten Statusgespräche markieren eine poli-
tisch besonders heikle Phase; denn die Konfliktparteien
halten sich jetzt einigermaßen zurück. Aber es gibt ver-
stärkte Anzeichen dafür, dass die Welle der Gewalt,
wenn es zu nicht zufrieden stellenden Ergebnissen
kommt, sehr hoch schlagen könnte. Hier muss die Bot-
schaft der internationalen Gemeinschaft völlig klar sein
– Kollege Stinner, Sie haben das zu Recht angespro-
chen –: Gewalt darf keine „Lösung“ mehr sein 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

und Gewalt darf sich nicht mehr lohnen. 

Darauf nicht hinreichend zu achten, dieser Fehler ist
in der Vergangenheit immer wieder gemacht worden.
Deshalb ist die Verlängerung des KFOR-Mandats jetzt
– ich wiederhole: jetzt – notwendig und unverzichtbar.
Denn jetzt abzuziehen – ich sage wieder: jetzt; vielleicht
stellt sich die Situation in einem Jahr schon anders dar;
das wäre am besten –, hieße, die Enklaven den in den
Startlöchern stehenden Gewalttätern zu überlassen. Das
wäre unverantwortlich.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Hans-Peter Bartels

von der SPD-Fraktion.

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute be-

schließen wir eine weitere Verlängerung des Kosovo-
mandats. Das scheint schon fast Routine zu sein. Nach
unserer Zustimmung zur Bereitstellung eines ersten
deutschen KFOR-Kontingents im Sommer 1999 liegt
uns heute der siebte Verlängerungsantrag der Bundes-
regierung vor.

Ich möchte deshalb an dieser Stelle vor einer öffentli-
chen Fehlwahrnehmung warnen: Dass der Einsatz im
Kosovo genauso wie die Einsätze in Bosnien-Herzego-
wina und in Afghanistan immer wieder verlängert wer-
den muss, liegt nicht daran, dass etwas, was schnell zu
erledigen gewesen wäre, deshalb länger dauert, weil im-
mer alles schief geht. Manchmal wird das in den Medien
nach dem Motto dargestellt: Sie kriegen es einfach nicht

hin; jetzt müssen wir das Mandat schon wieder verlän-
gern. – Aber das ist die falsche Wahrnehmung.

Richtig ist: Wir brauchen von vornherein einen lan-
gen Atem, Geduld und Entschlossenheit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Auf dem Balkan ist der Fortschritt eine Schnecke. Damit
sie sich in die richtige Richtung bewegt, müssen wir ihr
den Rückweg versperren. Das dauert gewiss länger als
ein Jahr; ich glaube: viel länger. 

Dass wir aber jedes Jahr aufs Neue darüber beraten,
hat nichts mit dem Erfolg oder Misserfolg des Einsatzes
zu tun, sondern mit unseren Rechten als Parlament. Wir
wollen von der Bundesregierung nach jeweils einem
Jahr erneut gefragt werden. Genau deshalb haben wir da-
mals das Parlamentsbeteiligungsgesetz beschlossen. Die
Bundeswehr bleibt eine Parlamentsarmee.

Dass die Präsenz der internationalen Truppen im Ko-
sovo seit 1999 alles andere als erfolglos war, lässt sich
zum Beispiel daran ablesen, dass wir die Sicherheit in
der Provinz heute mit deutlich weniger Soldaten als zu
Beginn der KFOR-Mission gewährleisten können. Zur-
zeit sind 2 600 Soldaten der Bundeswehr im KFOR-Ein-
satz, vor sieben Jahren, 1999, waren es fast 6 500. Das
damalige Bundestagsmandat, das durch die Mandatsver-
längerung in diesem Punkt übrigens nicht geändert
wurde, lässt nach wie vor den Einsatz von bis zu
8 500 Soldaten zu. 

Was für das deutsche Kontingent gilt, gilt auch für die
Gesamtmission der NATO: Betrug ihre Gesamtstärke im
Jahre 1999 noch 45 000 Soldaten, so sind es gegenwär-
tig 16 500. Es ist übrigens einer Erwähnung wert, dass
KFOR wirklich im besten Sinne multinational zusam-
mengesetzt ist: Über 35 Staaten sind derzeit dabei, da-
runter sogar ferne Länder wie Argentinien und die Mon-
golei. Die NATO-Staaten sind fast vollzählig vertreten,
wie es sich gehört und wie wir das auch bei anderen Ak-
tionen erwarten.

Mit der heutigen Zustimmung zur Mandatsverlänge-
rung bekräftigen wir unser Interesse an einem dauerhaft
stabilen und demokratischen Kosovo. Nur weil die Pro-
vinz nicht mehr die Nachrichten bestimmt – man möchte
sagen: Gott sei Dank! –, lassen wir in unserem Engage-
ment nicht nach. Das gilt für die vielfältigen zivilen Hil-
fen – Deutschland stellt etwa einen wesentlichen Beitrag
für die UNO-Polizei im Kosovo – wie auch für die mili-
tärische Absicherung der Entwicklung. Wann der letzte
KFOR-Soldat die Provinz verlassen wird, kann heute
niemand sagen. Denn das lehrt uns die Erfahrung aus
diesem wie aus anderen Einsätzen: Wenn unsere Politik
eine dauerhafte Befriedung und Entwicklung der Region
bewirken soll, dann müssen wir einen langen Atem ha-
ben. 

Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)


